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Bundesarbei tsgericht 4. Senat: Urteil vom 10. November 1993

- 4 AZR 375/92 -
I, Kreisgericht 

Arnstadt Urteil vom 06. Mai 1991 
- Ca 351/90 -

II. Bezirksgericht 
Erfurt

Für die Amtliche Sammlung- 
Für die Fachpresse
Für das Bundesarchiv

Nein
Ja
Nein

Urteil vom 27. 
- Sa 53/91 -

November 1991

EntscheidungsStichwort:
Verbandsmitgliedschaft bei Betriebsinhaberwechsel

Gesetz:
TVG §§ 3, 4; Kommunalvermögensgesetz (DDR) § § 2» 7; Gesetz 
über die Selbstverwaltung der Gemeinden und Landkreise in derDDR - Kommunalverfassung - §§ 58, 59; GmbHG § 11 Abs. 1; BGB
§ 613 a; AGB-DDR 1990 § 59 a; ZPO §§ 2J2 a u. b

Leitsätze;
1. Die Amts z u s t e 13.ung eines Urteils an einen prozeßbevol1~ 
mächtigten Rechtsanwalt ist bei einer Zustellung gegen Emp­
fang sbekenntnis nur denn rechtswirksam, wenn das Empfangsbe­kenntnis von einer der in § 212 a ZPO, § 30 BRAO genannten 
Personen eigenhändig unterzeichnet worden ist, Hierzu gehört 
nicht eine lediglich für einen bestimmten Rechtsstreit be­
nannte Zustell urigsbevollxi.ächtigte. Ein sich hieraus ergeben­
der Zustellungsmange 1 kann im Einzelfall durch eine nachträg­
liche Genehmigung des Prozeßbevollmächtigten geheilt werden.
2. Nach §§, 58, 59 des Gesetzes über die Selbstverwaltung der
Gemeinden und Landkreise in der DDR - Konununalverfassung - 
vorn 17, Mai 2 990 konnten die Gemeinden die volkseigenen Woh­
nungswirtschaftsbetriebe als Eigenbetriebe weiterführen. Es 
bleibt offen, ob die Gemeinden bereits mit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes Rechtsnachfolger der volkseigenen Betriebe 
wurden, oder ob es hierfür eines zusätzlichen Verwaltungshan- 
deIns bedurfte.
3. Die Mitgliedschaft einer juristischen Person des Privat­
rechts in einem Arbeitgeberverband setzt sich nicht bei deren 
Rechtsnachfolgerin fort (§ 3 Abs. 5 des Gesetzes über Verei­
nigungen der DDR vom 21. Februar 1990; § 38 BGB). Die Mit­
gliedschaft muß vom Nachfolgeunternehmen neu begründet wer­den ..
4. Schl icP t ein Arbeitgeberverband- einen Tarifvertrag ab, 
sind hieran nur die Mitglieder bei Tarifabscblu'* t-ri fgebur. •
d e r,, n1 e i ■, r :t • c b ö e r c i i R e •,; h t. s n e. c h f c J. g e r .
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4 AZR 375/92
Sa 53/91 Erfurt

Verkündet am 
10. November 1993

Im Namen des Volkes!
U r t e i l

Backes,
Reg.-Sekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP-
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2

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 10. November 1993 durch den Vor­
sitzenden Richter Schaub, die Richter Schneider und Bepler 
sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Reinfeld und Bruse für 
Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Bezirksgerichts Erfurt - Senat für Ar­beitsrecht - vom 27. November 1991 - Sa 
53/91 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil 
des Kreisgerichts Arnstadt - Kammer für Ar­
beitsrecht - vom 6. Mai 1991 - Ca 351/90 - ab­
geändert .

3. Die Anschlußberufung des Klägers gegen das Ur­
teil des Kreisgerichts Arnstadt wird zurückge­wiesen.

4. Die Klage wird abgewiesen.
5. Der Kläger hat die Kosten des Rechtsstreits zu 

tragen.
V o n  R e c h t s  w e g e n l

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten im wesentlichen tum die Anwendbarkeit7

eines Vergütungstarifvertrages auf das zwischen ihnen bestehende
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Arbeitsverhältnis sowie darum, wie der Kläger nach diesem Tarif­
vertrag einzugruppieren ist.

Der Kläger, der der Gewerkschaft Handel, Banken und Versi­
cherungen angehört, war seit dem 3. April 1989 aufgrund eines 
Überleitungsvertrages als Abteilungsleiter Investitionen beim VEB 
Gebäudewirtschaft A beschäftigt.

Im Juli 1990 gründete die Stadt A eine als Wohnungs­
baugesellschaft mbH i.G. im Rechtsverkehr auftretende Gesell­
schaft (im folgenden: Wohnungsbaugesellschaft). Diese Gesell­
schaft führte unter Beibehaltung des bisherigen Betriebszwecks 
des volkseigenen Betriebes die Verwaltung des Wohnungsbestandes 
der Stadt A fort. Sie wurde nicht in das Handelsregister
eingetragen. Am 16. November 1990 gründete die Stadt A 
eine weitere Gesellschaft, die Gemeinnützige Wohnungsbaugesell­
schaft mbH, die in der Folgezeit die Verwaltung des kommunalen 
Wohnungsbestandes übernahm, aber ebenfalls nicht in das Handels­
register eingetragen wurde. Die jetzige Beklagte entstand im Juni 
1991 durch Umwandlung. Die Stadt A brachte ihren Wohnungs­
bestand als Sacheinlage in diese Gesellschaft ein, die im Laufe 
des Rechtsstreits auch in das Handelsregister eingetragen wurde.

Unter dem 3. August 1990 schlossen der Verband der Wohnungs­
genossenschaften der DDR e.V. auf Arbeitgeberseite sowie die Ge­
werkschaft Handel, Banken und Versicherungen/DDR, die Deutsche 
Angestelltengewerkschaft und die Industriegewerkschaft Bau-Holz 
mit Wirkung ab dem 1. Juli 1990 einen Vergütungstarifvertrag ab. 
Dieser Tarifvertrag erstreckte seinen räumlichen Geltungsbereich
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u.a. auf das Land Thüringen und fachlich auf Unternehmen aller 
Rechtsformen, die wohnungswirtschaftliche Leistungen erbringen.
In § 11 dieses Tarifvertrages hieß es ursprünglich, er gelte nur 
unter der Voraussetzung, daß die Regierung der DDR die entspre­
chenden Löhne, Gehälter und Ausbildungsvergütungen zweckgebunden 
bereitstelle. Diese Vorschrift ist durch eine u.a. von den Par­
teien des Vergütungstarifvertrages Unterzeichnete Protokollnotiz 
vom 21. September 1990 ersatzlos gestrichen worden. In der Proto­
kollnotiz wird weiter der Beginn der Geltung des Vergütungstarif- 
vertrages auf den 1. September 1990 neu festgelegt und für die 
Zeit bis zum 31. Dezember 1990 bestimmt, daß Unternehmen, die 
diesen Vergütungstarifvertrag noch nicht finanzieren können, dies 
unter Vorlage geeigneter Unterlagen den Tarifvertragsparteien 
nachzuweisen haben; diese sollen dann in jedem Einzelfall Rege­
lungen zur Umsetzung des Tarifvertrages festlegen.

Am 1. Juli 1990 war u.a. der am 20. April 1990 gegründete 
Landesverband Thüringen-Wohnungswirtschaftsbetriebe e.V. Mitglied 
des Verbandes der Wohnungsgenossenschaften der DDR e.V. geworden. 
In der Satzung des Landesverbandes Thüringen, die die Entschei­
dung über die Aufnahme von Mitgliedern dem Verbandsbeirat des 
Landesverbandes zuweist, heißt es u.a., es gehöre zu den Aufgaben 
des Verbandes, die Interessen der Verbandsmitglieder in allen Be­
reichen und auf allen Ebenen, insbesondere durch Zusammenarbeit 
mit den territorialen Leitungen der Gewerkschaft wahrzunehmen. In 
einer Liste des Landesverbandes Thüringen, die den Mitglieder­
stand zum 20. September 1990 wiedergibt, wird die von der Stadt 
A im Juli 1990 gegründete Wohnungsbaugesellschaft als Mit­
glied geführt. Bis zum Jahresende 1990 wurden von dieser Gesell-

5
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5

schaft auch Mitgliedsbeiträge an den Landesverband entrichtet.
Dem war vorausgegangen, daß der Geschäftsführer des VEB Gebäude­
wirtschaft A bereits am 17. April 1990 in einem Schreiben
gegenüber einer mit der Gründung des Landesverbandes betrauten 
Organisation, der Erzeugnisgruppe der Kommunalen Wohnungsverwal­
tung E , seine Absicht erklärt hatte, dem zu gründenden Lan­
desverband beizutreten.

Anfang November 1990 wurden in Gesprächen zwischen der Per­
sonalleitung und dem Betriebsrat die Beschäftigten der Wohnungs­
baugesellschaft den Vergütungsgruppen des VergütungstarifVertra­
ges vom 3. August 1990 zugeordnet. Danach bat der Geschäftsführer 
der Wohnungsbaugesellschaft die Stadt A schriftlich um Be­
reitstellung der errechneten Fehlbedarfsmittel für die sich aus 
der erfolgten Einstufung ergebenden Personalkosten. Dem Schreiben 
war als Anlage eine Liste der Arbeitnehmer der Wohnungsbaugesell­
schaft beigefügt, die die bisherige und die neue Vergütung sowie 
die Bezeichnung der Vergütungsgruppe nach dem Vergütungstarifver­
trag enthielt. In dieser Liste war auch der Kläger aufgeführt. Er 
war der Vergütungsgruppe VI zugeordnet. Das in der Liste vorgese­
hene Gehalt entsprach der Einstufung ab dem zehnten Berufsjahr 
der Gehaltsgruppe. Hiernach stünde dem Kläger eine monatliche ta­
rifliche Vergütung von 3.058,—  DM brutto zu.

Der Kläger, der zu diesem Zeitpunkt ein Monatsgehalt in Höhe 
von 1.800,—  DM brutto bezog, hat die Auffassung vertreten, auf 
sein Arbeitsverhältnis mit der Beklagten finde seit dem 1. Sep­
tember 1990 kraft beiderseitiger Tarifbindung der Vergütungsta­
rifvertrag vom 3. August 1990 Anwendung. Seine vertraglich zu er-
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ledigende Tätigkeit entspreche auch der Vergütungsgruppe VI des 
Vergütungstarifvertrages.

Der Kläger hat vor dem Kreisgericht zunächst die Vergütungs­
differenz von monatlich 1.258,—  DM nur für den Zeitraum vom
1. September bis zum 30. November 1990 geltend gemacht. In der 
Berufungsinstanz hat er diesen Anspruch im Wege der Anschlußberu­
fung in zwei Teilbeträgen um insgesamt 12.580,—  DM brutto für 
den Zeitraum bis zum 30. September 1991 erweitert.

Der Kläger hat zuletzt beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 
3.774,—  DM brutto zu zahlen.

2. Die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 
weitere 12.580,—  DM brutto nebst 4 % Zinsen 
aus dem sich aus 7.548,—  DM brutto ergebenden 
Nettobetrag seit dem 28. August 1991 und wei­
teren 4 % Zinsen aus dem sich aus 5.032,—  DM 
brutto ergebenden Nettobetrag seit dem 25. Ok­
tober 1991 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
die Auffassung vertreten, sie sei zu keiner Zeit an den Vergü­
tungstarifvertrag gebunden gewesen, sie sei selbst nie Mitglied 
des Landesverbandes Thüringen geworden. Auch der ehemalige VEB 
Gebäudewirtschaft sei diesem Verband nicht beigetreten. Der Ver­
bandsbeirat habe einem Beitritt nicht ausdrücklich zugestimmt.
Die Beklagte sei auch nicht Rechtsnachfolgerin des VEB Gebäude­
wirtschaft oder der von der Stadt A gegründeten Vorge­
sellschaften gewesen. Der abgeschlossene Vergütungstarifvertrag 
sei auch unwirksam, weil es sich beim Landesverband Thüringen 
nicht um einen tarifwilligen Arbeitgeberverband gehandelt habe.
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Im übrigen bestreitet die Beklagte, daß der Kläger einen einzel­
vertraglichen oder auch tarifvertraglichen Anspruch auf Zahlung 
der Vergütung nach der Gehaltsgruppe VI, zehntes Berufsjahr, nach 
dem Vergütungstarifvertrag habe.

Das Kreisgericht hat dem bei ihm gestellten Klageantrag ent­
sprochen. Die Zustellung des Urteils des Kreisgerichts an die 
Prozeßbevollmächtigten der Beklagten ist auf einem durch Frau As­
sessorin Sch Unterzeichneten Empfangsbekenntnis bestätigt
worden. Die Beklagte hat gegen das Urteil des Kreisgerichts durch 
einen nicht Unterzeichneten Schriftsatz Berufung eingelegt, was 
aber in der Berufungsinstanz nicht bemerkt wurde. Das Bezirksge­
richt hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen und die Be­
klagte auf die Anschlußberufung des Klägers zur Zahlung auch der 
Differenzvergütung für den Zeitraum bis zum 30. September 1991 
verurteilt.

Die Beklagte, die ihren Prozeßbevollmächtigten zweiter In­
stanz in der Revisionsinstanz den Streit verkündet hat, verfolgt 
mit der Revision ihren Klageabweisungsantrag weiter. Der Kläger 
beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n q s q r ü n d e  ;---------------------m—nTir-rrrTTTiiwn      —  1—tt- ■ ~ r~  rrn 1 vtin HnrrTTnirnMir-”” iniririi       llln■l■llllnlmm■!■■■■■■■      

Die Revision der Beklagten ist zulässig und begründet. Der 
Kläger hat keinen Anspruch auf Vergütung nach dem Vergütungsta­
rifvertrag vom 3. August 1990. Dieser Tarifvertrag findet auf das
Arbeitsverhältnis der Parteien keine Anwendung.
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A. Die Revision ist zulässig. Die Beklagte ist prozeßfortset­
zungsbefugt, weil das Urteil des Kreisgerichts nicht rechtskräf­
tig geworden ist.

Der Berufungsschriftsatz der Beklagten vom 29. Mai 1991 ist 
zwar entgegen § 130 Nr. 6 ZPO nicht eigenhändig unterschrieben 
worden. Den Anforderungen an eine formwirksame Berufungseinlegung 
genügt jedoch auch der ordnungsgemäß Unterzeichnete, die Berufung 
begründende Schriftsatz der Beklagten vom 28. Juni 1991, der am
3. Juli 1991 beim Berufungsgericht eingegangen ist. Zum Zeitpunkt 
des Einganges dieses Schriftsatzes lagen die Prozeßakten erster 
Instanz dem Berufungsgericht bereits vor. Für das Berufungsge­
richt war deshalb mit hinreichender Deutlichkeit erkennbar, wel­
ches Urteil Gegenstand der Berufung sein sollte, und für wen und 
gegen wen das Rechtsmittel eingelegt wurde. Aus der Berufungsbe­
gründung gehen auch ohne förmlichen Berufungsantrag Umfang und 
Ziel des Rechtsmittels zweifelsfrei hervor.

Durch den am 3. Juli 1991 beim Berufungsgericht eingegange­
nen Schriftsatz wurde die Berufung gegen das Urteil des Kreisge­
richts auch rechtzeitig eingelegt. Frau Assessorin Sch be­
stätigt zwar bereits für den 6. Mai 1991 auf dem an den Prozeßbe­
vollmächtigten Rechtsanwalt P der Beklagten gerichteten Emp­
fangsbekenntnis den Eingang des erstinstanzlichen Urteils. Hier­
durch ist dieses Urteil jedoch nicht formwirksam zugestellt wor­
den. Die Berufungsfrist des § 66 Abs. 1 ArbGG hat deshalb hier­
durch nicht zu laufen begonnen. Die Amtszustellung eines Urteils 
an einen prozeßbevollmächtigten Rechtsanwalt ist bei einer Zu-
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Stellung gegen Empfangsbekenntnis nur dann rechtswirksam erfolgt, 
wenn das Empfangsbekenntnis von einer der in § 212 a ZPO genann­
ten Personen eigenhändig unterzeichnet ist. Die Empfangsbestäti­
gung ist Nachweis für die erfolgte Aushändigung des Schriftstücks 
und Ausdruck der notwendigen Empfangsbereitschaft seines Adressa­
ten, zu der dieser prozessual nicht verpflichtet ist. Nur bei ei­
genhändiger Unterzeichnung ist der tatsächliche Zugang des 
Schriftstücks hinreichend sicher nachgewiesen. Dasselbe gilt für 
die subjektive Bereitschaft des Zustellungsadressaten, die er­
folgte Zustellung als eine förmliche Zustellung im Sinne von 
§ 317 Abs. 1 Satz 1 ZPO anzuerkennen (BAG Urteil vom 3. Oktober 
1975 - 2 AZR 339/74 - AP Nr. 5 zu § 212 a ZPO; BGH Beschluß vom
21. April 1982 - IV a ZB 20/81 - NJW 1982, 1650 f.). Hiernach 
liegt ein rechtswirksames Empfangsbekenntnis vom 6. Mai 1991 
nicht vor. Adressat der Urteilsausfertigung war Rechtsanwalt
P . Frau Assessorin Sch , die den Empfang durch ihre Un­
terschrift bestätigt hat, war weder dessen amtlich bestellte Ver­
treterin, noch eine nach § 30 BRAO zur Zustellungsbevollmächtig­
ten bestellte Person. Daran ändert auch der Umstand nichts, daß 
die Prozeßbevollmächtigten der Beklagten mit Schriftsatz vom
22. März 1991 gebeten haben, künftige Zustellungen an Frau Asses­
sorin Sch vorzunehmen. § 30 BRAO eröffnet die Möglichkeit,
einen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen, nur für die Fälle, 
in denen der Anwalt aus den in der BRAO genannten Gründen nicht 
verpflichtet ist, am Gerichtsort eine Kanzlei zu unterhalten 
(vgl. Feuerich, BRAO, 2. Aufl., § 30 Rz 2). Es ist schon zweifel­
haft, ob diese Sondervorschrift im arbeitsgerichtlichen Verfahren 
überhaupt gilt. Jedenfalls aber ist ein Zustellungsbevollmächtig­
ter im Sinne von § 30 BRAO allgemein beim betreffenden Gericht zu
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bestellen und nicht lediglich für einen bestimmten Rechtsstreit 
(vgl. Feuerich, aaO, § 30 Rz 11 f.), wie dies durch den Schrift­
satz der Beklagtenvertreter vom 22. März 1991 geschehen ist.

Eine ordnungsgemäße Zustellung der Urteilsausfertigung am 
6. Mai 1991 gemäß § 212 b ZPO scheitert schon daran, daß die of­
fenbar im Gericht gegen Empfangsbekenntnis übergebene Urteilsaus­
fertigung nicht an den Adressaten persönlich ausgehändigt worden 
ist. Die Übergabe an einen mit Empfangsvollmacht versehenen Ver­
treter genügt für eine formgerechte Zustellung nach § 212 b ZPO 
nicht (Zöller/Stöber, ZPO, 18. Aufl., § 212 b Rz 2).

Der Zustellungsmangel ist auch nicht geheilt worden. § 187 
Satz 1 ZPO ist unanwendbar, weil es um die Einhaltung einer Not­
frist geht (§ 187 Satz 2 ZPO). Für eine nachträgliche Genehmigung 
der wegen eines Verstoßes gegen § 212 a ZPO formunwirksamen Zu­
stellung durch den Zustellungsadressaten (vgl. hierzu Thomas/ 
Putzo, ZPO, 18. Aufl., Vorbem. § 166 Rz 15) fehlt jeder Anhalts­
punkt. Allein der Umstand, daß die Beklagte sich durch ihre Pro­
zeßbevollmächtigten gegen das erstinstanzliche Urteil gewendet 
hat, reicht hierfür nicht aus, zumal die Beklagtenvertreter weder 
in der nichtunterzeichneten Berufungsschrift, noch in der Beru­
fungsbegründungsschrift die Zustellung einer Urteilsausfertigung 
am 6. Mai 1991 bestätigt haben.

B. Die Revision der Beklagten ist auch begründet. Entgegen der 
Auffassung der Vorinstanzen kann der Kläger nicht verlangen, nach 
dem Vergütungstarifvertrag vom 3. August 1990 bezahlt zu werden. 
Es gibt deshalb keine Rechtsgrundlage für die mit der Klage gel-
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tend gemachten Gehaltsdifferenzen, so daß die Klage unter Aufhe­
bung und Abänderung der Urteile der Vorinstanzen insgesamt abzu­
weisen ist.

I. Es spricht entgegen der Auffassung der Beklagten viel dafür, 
daß der Vergütungstarifvertrag vom 3. August 1990 in der ab dem 
1. September 1990 geltenden Fassung rechtswirksam zustande gekom­
men ist.

Der Landesverband Thüringen - Wohnungswirtschaftsbetrieb 
e.V. - ist als Mitglied des tarifschließenden Verbandes der Woh­
nungsgenossenschaften der DDR e.V. tariffähig gewesen. Die Be­
reitschaft zum Abschluß von Tarifverträgen (vgl. zu diesem Erfor­
dernis BAG Urteil vom 22. Dezember 1960 - 2 AZR 140/58 - AP 
Nr. 25 zu § 11 ArbGG 1953; Wiedemann/Stumpf, TVG, 5. Aufl., § 2 
Rz 181) kommt in der Satzung des Landesverbandes mit hinreichen­
der Deutlichkeit zum Ausdruck. Sie findet in der Satzungsbestim­
mung ihren Niederschlag, wonach die Interessen der Verbandsmit­
glieder auch im Zusammenwirken mit den territorialen Leitungen 
der Gewerkschaft wahrzunehmen sind.

Auch inhaltlich bestehen gegen die Bestimmungen des Tarif­
vertrages in der Fassung vom 21. September 1990 keine durchgrei­
fenden Bedenken. Der Tarifvertrag enthielt zwar ursprünglich die 
aufschiebende Bedingung, daß er nur in Kraft treten solle, wenn 
die Regierung der früheren DDR die zu seiner Finanzierung erfor­
derlichen Mittel zweckgebunden zur Verfügung stelle. Darauf, ob 
diese in ihrer Wirksamkeit zweifelhafte Bedingung eingetreten 
ist, kommt es nicht an. Die Tarifvertragsparteien haben diese
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Festlegung in der Protokollnotiz vom 21. September 1990 ersatzlos 
gestrichen. Sie haben den Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Vergü­
tungstarifvertrages neu und unbedingt auf den 1. September 1990 
festgelegt. Bedenken gegen die Wirksamkeit des Vergütungstarif- 
vertrages ergeben sich schließlich nicht aus der Regelung zum 
Überforderungsschutz in der Protokollnotiz vom 21. September 
1990. Hierin liegt nicht die erneute Vereinbarung einer aufschie- 
benden Bedingung, sondern nur eine § 4 Abs. 3 TVG ähnliche Be­
stimmung darüber, daß die Tarifvertragsparteien im Einzelfall Ab­
weichungen von dem unbedingt in Kraft getretenen Vergütungstarif­
vertrag zulassen können.

II. Einer abschließenden Feststellung, ob der Vergütungstarif­
vertrag vom 3. August 1990 in der Fassung vom 21. September 1990 
rechtswirksam zustande gekommen ist, bedarf es nicht. Der Kläger 
hat in keinem Fall Gehaltsansprüche nach diesem Tarifvertrag. 
Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts bestand während 
des gesamten Anspruchszeitraums seit Inkrafttreten des Vergü­
tungstarifvertrages am 1. September 1990 auf Arbeitgeberseite 
keine Tarifbindung (§ 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 TVG).

1. Revisionsrechtlich nicht zu beanstanden ist allerdings die 
Annahme des Berufungsgerichts, der VEB Gebäudewirtschaft sei Mit­
glied des Landesverbandes Thüringen geworden.

Die Auslegung des Schreibens des VEB Gebäudewirtschaft vom 
17. April 1990 als Aufnahmeantrag kann in der Revisionsinstanz 
nur eingeschränkt überprüft werden. Der Überprüfung unterliegt 
allein, ob bei der Auslegung die Rechtsvorschriften über die Aus-
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legung richtig angewendet worden sind, ob dabei die Denkgesetze 
und Erfahrungssätze eingehalten wurden und der Tatsachenstoff 
vollständig verwertet wurde (Germelmann/Matthes/Prütting, ArbGG,
§ 73 Rz 16, m.w.N.). Nach diesem Maßstab ist die Auslegung des 
Schreibens vom 17. April 1990 ebensowenig zu beanstanden, wie die 
Folgerung des Berufungsgerichts aus den vorliegenden Unterlagen, 
daß das zuständige Organ des Landesverbandes den Aufnahmeantrag 
angenommen hat.

2. Die Mitgliedschaft des VEB Gebäudewirtschaft beim Landesver­
band Thüringen hat aber nicht zu einer Bindung beider Arbeitsver­
tragsparteien an den Vergütungstarifvertrag vom 3. August 1990 
geführt.

a) Nach den nicht gerügten Feststellungen des Landesarbeitsge­
richts hat bereits im Juli 1990 und damit vor Abschluß des Vergü­
tungstarifvertrages die von der Stadt A gegründete Woh­
nungsbaugesellschaft mit den Arbeitnehmern und sächlichen Be­
triebsmitteln des VEB Gebäudewirtschaft die Verwaltung des Woh­
nungsbestandes der Stadt A übernommen. Die hierauf beru­
hende Annahme des Landesarbeitsgerichts, beim Kläger habe deshalb 
im Monat Juli 1990 ein Arbeitgeberwechsel stattgefunden, begegnet 
keinen rechtlichen Bedenken.

Rechtsgrundlage hierfür ist das Gesetz über das Vermögen der 
Gemeinden, Städte und Landkreise (Kommunalvermögensgesetz - KVG) 
der früheren DDR vom 6. Juli 1990 (GBl DDR I S. 660 f.). Nach § 2 
Abs. 1 a des Gesetzes gehen u.a. alle volkseigenen Betriebe, die 
zur Erfüllung der kommunalen Selbstverwaltungsaufgaben benötigt
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werden, in das Vermögen der Gemeinden und Städte über. Hierzu 
zählen nach § 6 Abs. 1, 4. Spiegelstrich Kommunalvermögensgesetz 
die "Betriebe und Einrichtungen, die zur Verwaltung und Erhaltung 
des kommunalen Wohnungsfonds" erforderlich sind. Nach §§ 58, 59 
des Gesetzes über die Selbstverwaltung der Gemeinden und Land­
kreise in der DDR - Kommunalverfassung - vom 17. Mai 1990 
(GBl DDR I S. 255, 264) konnten die Gemeinden die volkseigenen 
Wohnungswirtschaftsbetriebe als Eigenbetriebe weiterführen und 
ggf. durch Beschluß des kommunalen Vertretungsorgans in eine ge­
meinnützige Wohnungsbaugesellschaft umwandeln (§ 3 Abs. 1 des Ge­
setzes über die Umwandlung volkseigener Wohnungswirtschaftsbe­
triebe in gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaften und zur Über­
tragung des Grundeigentums an die Wohnungsgenossenschaften vom 
22. Juli 1990; GBl DDR I S. 901). Es kann dahinstehen, ob die Ge­
meinden bereits mit Inkrafttreten des Kommunalvermögensgesetzes 
Rechtsnachfolger der volkseigenen Betriebe geworden sind, oder ob 
es hierfür eines zusätzlichen Verwaltungshandelns bedurfte (vgl.
§ 7 Kommunalvermögensgesetz). Nach den bindenden Feststellungen 
des Landesarbeitsgerichts hat die Stadt A im Juli 1990 be­
reits das Unternehmen des volkseigenen Betriebes und dessen Ar­
beitgeberstellung übernommen und fortgeführt.

Dies ist in der Form eines kommunalen Eigenbetriebes gesche­
hen, der unter der Bezeichnung Wohnungsbaugesellschaft mbH i.G. 
im Rechtsverkehr aufgetreten ist. Die von der Stadt A ge­
gründete Wohnungsbaugesellschaft hat, da sie nicht in das Han­
delsregister eingetragen worden ist, nach § 11 Abs. 1 des seit 
dem 1. Juli 1990 auf dem Gebiet der früheren DDR geltenden GmbHG 
keine eigene Rechtspersönlichkeit erlangt. Es ist auch keine
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teilrechtsfähige Vorgesellschaft entstanden. Bei der Umwandlung 
eines kommunalen Eigenbetriebes entsteht wie bei einer Einzelun­
ternehmung erst mit der Eintragung ohne das Durchgangsstadium der 
Vorgesellschaft die GmbH (vgl. Karsten Schmidt, Gesellschafts­
recht, 2. Auf1., S. 310).

b) Der Vergütungstarifvertrag vom 3. August/21. September 1990 
hätte hiernach nur dann kraft beiderseitiger Tarifbindung auf das 
Arbeitsverhältnis des Klägers Anwendung finden können, wenn der 
neue Arbeitgeber des Klägers zum Zeitpunkt des Tarifvertragsab­
schlusses, der kommunale Eigenbetrieb, Mitglied des Landesverban­
des Thüringen gewesen wäre. Dies ist nicht der Fall. Die Mit­
gliedschaft des VEB Gebäudewirtschaft hat sich weder bei der 
Stadt A und deren unter der Bezeichnung Wohnungsbaugesell­
schaft mbH i.G. handelnden Eigenbetrieb fortgesetzt, noch ist sie 
dort neu begründet worden.

Einem Übergang der Mitgliedschaft steht § 3 Abs. 5 des im 
Juli 1990 auf dem Gebiet der früheren DDR geltenden Gesetzes über 
die Vereinigungen (Vereinigungsgesetz) vom 21. Februar 1990 
(GBl DDR I S. 75) entgegen. Nach dieser § 38 BGB entsprechenden 
Bestimmung war die Mitgliedschaft in einem Verein weder vererb­
lich noch übertragbar. Beim VEB Gebäudewirtschaft und der Stadt 
A handelte es sich um verschiedene Rechtsobjekte, zwischen
denen Rechts- und Funktionsnachfolge eingetreten ist. Auch in 
einem solchen Fall schließt § 3 Abs. 5 Vereinigungsgesetz den 
Übergang oder die Übertragung des Mitgliedschaftsrechtes aus 
(vgl. BGH Urteil vom 30. Juni 1980 - II ZR 186/79 - WM 1980,

- 16 -
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ist dem Landesverband Thüringen auch 
nicht selbst beigetreten. Eine Beitrittserklärung der Stadt oder 
des für die Stadt handelnden Eigenbetriebes hat das Berufungsge­
richt nicht festgestellt. Sie kann auch nicht aus der Erwähnung 
der Wohnungsbaugesellschaft in der Mitgliederliste des Landesver­
bandes oder aus dessen Beitragszahlungen gefolgert werden. Die 
allein vom Verband geführte Mitgliederliste läßt keinen Schluß 
auf Erklärungen der dort aufgeführten Rechtspersönlichkeiten zu, 
die auf eine Begründung des Mitgliedschaftsverhältnisses gerich­
tet waren. Die Angaben in der Liste können ebenso wie die Weiter­
zahlung der Mitgliedschaftsbeiträge auf der rechtsirrigen Vor­
stellung beruhen, die Mitgliedschaft des VEB Gebäudewirtschaft 
habe sich ohne weiteres bei den Rechtsnachfolgern fortgesetzt. 
Gleiches gilt für die Erklärungen des Geschäftsführers der Be­
klagten vor und im Rechtsstreit. Auch hier wurden keine Tatsachen 
angesprochen, aus denen auf eine Neubegründung der Vereinsmit­
gliedschaft geschlossen werden könnte.

c) Es kann offenbleiben, ob durch die Gründung der Gemeinnützi­
gen Wohnungsbaugesellschaft mbH eine weitere Rechts- und Funkti­
onsnachfolge eingetreten ist. Die Mitgliedschaft beim VEB Gebäu­
dewirtschaft könnte nach § 3 Abs. 5 Vereinigungsgesetz auf dieses 
Unternehmen ebensowenig übergehen, wie auf die später gegründete 
Beklagte. Für eine Neubegründung der Mitgliedschaft im Anspruchs­
zeitraum ist auch hier nichts vorgetragen und festgestellt.
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III. Der Vergütungstarifvertrag vom 3. August/21. September 1990 
findet für die Zeit seit dem 1. September 1990 auch weder nach
§ 59 a Abs. 1 Satz 2 AGB-DDR 1990, noch nach § 613 a Abs. 1 
Satz 2 BGB Anwendung. Er stammt aus der Zeit nach dem Übergang 
des Arbeitsverhältnisses des Klägers auf die Stadt A . Eine
Fortgeltung tarifvertraglicher Vorschriften nach rechtsgeschäft­
lichem Betriebsübergang setzt aber stets voraus, daß der Tarif­
vertrag zum Zeitpunkt des Betriebsüberganges kraft Tarifbindung 
gegolten hat. Ein Tarifvertrag, der erst nach dem Betriebsüber­
gang abgeschlossen worden ist, wird nicht nach den Vorschriften 
über den Betriebsübergang Inhalt des Arbeitsverhältnisses zwi­
schen dem Arbeitnehmer und dem neuen Arbeitgeber.

IV. Der Kläger hat schließlich keinen Anspruch auf eine Vergü­
tung nach der VergGr. VI, zehntes Berufsjahr, aufgrund einzelver­
traglicher Zusage.

Der Geschäftsführer der Beklagten ist offenbar von einer 
Geltung des Vergütungstarifvertrages ausgegangen und hat dies 
auch zum Ausdruck gebracht. Er hat aber keine Erklärung dahin ab­
gegeben, der Vergütungstarifvertrag und seine Eingruppierungsbe­
stimmungen sollten unabhängig davon maßgeblich sein, ob dieser 
Tarifvertrag überhaupt im Verhältnis zwischen den Arbeitsver­
tragsparteien gilt. Die Liste, die der Geschäftsführer der Be­
klagten an die Stadt A übersandt hat, ist eine interne
Mitteilung ohne rechtsgeschäftlichen Erklärungswert gegenüber dem 
Kläger.
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C. Der Kläger hat die Kosten des Rechtsstreits nach § 
tragen.

Schaub Dr. Reinfeld

91 ZPO

Schneider
Bruse

Bepler
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